
Gesetz über das Absehen von der Zusage der Umzugskostenvergütung  

in besonderen Härtefällen aus Anlass der  

Grundbuchamts- und Notariatsreform 

 

Vorblatt 

 

A.  Zielsetzung 

 

Mit dem Gesetz sollen die reisekosten- und trennungsgeldrechtlichen Son-

dervorschriften aus dem Verwaltungsstrukturreformgesetz und dem Polize i-

strukturreformgesetz anlässlich der Grundbuchamts- und Notariatsreform 

auch für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Grundbuchämter und No-

tariate im Landesdienst übernommen werden. Infolge der reformbedingten 

Auflösung der Grundbuchämter und Notariate in ihrer bisherigen Form sind 

diese gleichermaßen von strukturellen Veränderungen betroffen.  

 

B.  Wesentlicher Inhalt  

 

 Das Gesetz sieht vor, dass zur Abmilderung von besonderen Härtefällen 

bei Versetzungen von Beamtinnen und Beamten sowie Tarifbeschäftigten 

der Grundbuchämter und Notariate im Landesdienst aus Anlass der Grund-

buchamts- und Notariatsreform auf Antrag zeitlich befristet von der Zusage 

der Umzugskostenvergütung abgesehen wird mit der Folge, dass während 

einer Übergangszeit die Gewährung von Trennungsgeld noch nicht den An-

forderungen unterliegt, die nach der Zusage der Umzugskostenvergütung 

gestellt werden (uneingeschränkte Umzugswilligkeit, nachgewiesener Woh-

nungsmangel).  

 

C.  Alternativen 

 

 Absehen von der Gewährung eines finanziellen Ausgleichs in den aufge-

führten Härtefällen.  

 



D.  Kosten für die öffentlichen Haushalte 

 

Die neue gesetzliche Härteregelung über das Absehen von der Zusage der 

Umzugskostenvergütung aus Anlass der Grundbuchamts- und Notariatsre-

form wird zu einer Mehrbelastung des Landeshaushalts führen, da bei re-

formbedingten Versetzungen Mehrkosten für Trennungsgeld anfallen kön-

nen. Diese Kosten hängen von der Zahl der begünstigten Personen, deren 

konkreten Lebensumständen sowie dem neuen Dienstort ab, so dass eine 

genaue Berechnung nicht möglich ist.  

 

Nach einer Schätzung belaufen sich die gesamten jährlichen finanziellen 

Mehrbelastungen des Landeshaushalts durch die Zahlung von Reisekosten, 

Trennungsgeld und Umzugskostenvergütung infolge der Grundbuchamts- 

und Notariatsreform, einschließlich der durch den Vollzug dieses Gesetzes 

verursachten Ausgaben, in den Jahren 2015 bis 2018 auf je 250 000 Euro. 

Die hierfür notwendigen Mittel können aus dem Justizhaushalt bestritten 

werden. Über die Deckung eines etwaigen Mehrbedarfs wird im Zuge des 

Haushaltsaufstellungsverfahrens für die Jahre 2017 und 2018 beziehungs-

weise Nachtragsaufstellungsverfahren entschieden. 

 

Die Höhe der Mehrausgaben für die Gewährung von Trennungsgeld an den 

in § 1 Satz 1 Nummer 1 des Gesetzes genannten Personenkreis auch über 

das Jahr 2018 hinaus kann derzeit noch nicht beziffert werden. Die Ausga-

ben werden aber deutlich unter 250 000 Euro liegen, so dass die hierfür 

notwendigen Mittel aus dem Justizhaushalt bestritten werden können.  

 

E.  Kosten für Private 

 

 Keine. 

 



 

Gesetz über das Absehen von der Zusage der  

Umzugskostenvergütung in besonderen Härtefällen aus Anlass  

der Grundbuchamts- und Notariatsreform 

 

Vom … 

 

§ 1 

 

Bei einer nach Inkrafttreten dieses Gesetzes durch die Grundbuchamts- 

und Notariatsreform veranlassten Versetzung einer Beamtin oder eines 

Beamten eines Grundbuchamts oder Notariats im Landesdienst an einen 

anderen Dienstort ist auf Antrag von der Zusage der Umzugskostenver-

gütung abzusehen, wenn im Zeitpunkt der Versetzung  

 

1. die Beamtin oder der Beamte  

 

a) das 61. Lebensjahr, im Falle einer Schwerbehinderung im Sinne 

des § 2 Absatz 2 des Sozialgesetzbuches Neuntes Buch das 58. 

Lebensjahr vollendet hat oder  

 

b) einen Grad der Schädigungsfolgen von mindestens 50 vom Hun-

dert hat oder 

 

c) durch eine schwere Erkrankung, die voraussichtlich länger als ein 

Jahr andauern wird, am Umzug gehindert ist;  

 

2. der Ehegatte, die Ehegattin, der Lebenspartner, die Lebenspartnerin 

oder ein beim Familienzuschlag nach dem Landesbesoldungsgesetz 

Baden-Württemberg berücksichtigungsfähiges Kind, mit dem die Be-

amtin oder der Beamte in häuslicher Gemeinschaft lebt, voraussicht-

lich länger als ein Jahr schwer erkrankt oder wegen dauernder Pfle-

gebedürftigkeit in einer Anstalt untergebracht ist, die vom neuen 



Dienstort mindestens doppelt so weit entfernt ist wie vom bisherigen 

Dienst- oder Wohnort;  

 

3. die Beamtin oder der Beamte in einer eigenen Wohnung wohnt. Als 

eigene Wohnung gilt auch die Wohnung des Ehegatten oder der Ehe-

gattin, des Lebenspartners oder der Lebenspartnerin, mit dem oder 

der die Beamtin oder der Beamte in häuslicher Gemeinschaft lebt.  

 

§ 2 

 

§ 1 findet keine Anwendung, wenn die Zusage der Umzugskostenvergü-

tung nach dem Landesumzugskostengesetz ausgeschlossen ist, weil die 

zu versetzende Person bereits am neuen Dienstort oder in dessen Ein-

zugsgebiet wohnt.  

 

§ 3 

 

Bei einem Absehen von der Zusage der Umzugskostenvergütung ist der 

versetzten Person schriftlich mitzuteilen, aus welchem Grund und gege-

benenfalls mit welcher zeitlichen Befristung die Erstattungszusage un-

terbleibt.  

 

§ 4 

 

Von der Zusage der Umzugskostenvergütung wird im Falle des § 1 

Nummer 1 Buchstabe a bis zur Versetzung oder bis zum Eintritt in den 

Ruhestand, im Übrigen für die Dauer von bis zu einem Jahr ab dem Zeit-

punkt der Versetzung abgesehen. Hat die versetzte Person im Zeitpunkt 

des Ablaufs der Jahresfrist das in § 1 Nummer 1 Buchstabe a genannte 

Lebensjahr vollendet, gilt Satz 1 Halbsatz 1 entsprechend. Eine mit der 

Versetzung oder Übernahme bereits erteilte Erstattungszusage kann bei 

Vorliegen der Voraussetzungen des § 1 auf Antrag widerrufen werden.  

 



§ 5 

 

Für die Zeit, in der nach § 4 von der Zusage der Umzugskostenvergütung 

abgesehen wird, besteht nach Maßgabe der Landestrennungsgeldver-

ordnung ein Anspruch auf Trennungsgeld. Das Absehen von der Zusage 

der Umzugskostenvergütung ist spätestens innerhalb eines Monats nach 

Zustellung der Versetzungsverfügung schriftlich bei der Behörde zu be-

antragen, die über die Erstattungszusage zu entscheiden hat. Dem An-

trag sind Nachweise über das Vorliegen der Voraussetzungen des § 1 

beizufügen.  

 

§ 6 

 

Die versetzte Person ist verpflichtet, den Wegfall der Voraussetzungen 

des § 1 unverzüglich der für die Zusage der Umzugskostenvergütung zu-

ständigen Behörde anzuzeigen; sie ist berechtigt, trotz Fortbestehens 

der Voraussetzungen die Zusage der Umzugskostenvergütung zu bean-

tragen.  

 

§ 7 

 

Über die Zusage der Umzugskostenvergütung ist in den Fällen des § 1 

Nummer 1 Buchstabe b und c sowie Nummer 2 und 3 zum Zeitpunkt des 

Wegfalls der dort genannten Voraussetzungen, spätestens jedoch zum 

Zeitpunkt des Ablaufs der Jahresfrist, von Amts wegen nach den allge-

meinen Vorschriften des Landesumzugskostengesetzes zu entscheiden.  

 

§ 8 

 

Bei Tarifbeschäftigten ist entsprechend zu verfahren.  

 

 

 



 

§ 9 

 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2015 in Kraft. 

 

§ 10 

 

Dieses Gesetz tritt am 31. Dezember 2028 außer Kraft



 

Begründung 

 

A. Allgemeiner Teil  

 

Mit dem Gesetz sollen die reisekosten- und trennungsgeldrechtlichen 

Sondervorschriften aus dem Verwaltungsstrukturreformgesetz und dem 

Polizeistrukturreformgesetz anlässlich der Grundbuchamts- und Notari-

atsreform auch für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Grundbuch-

ämter und Notariate im Landesdienst übernommen werden. Infolge der 

reformbedingten Auflösung der Grundbuchämter und Notariate in ihrer 

bisherigen Form sind diese gleichermaßen von strukturellen Verände-

rungen betroffen.  

 

Von einer Regelungsfolgenabschätzung und Nachhaltigkeitsprüfung wur-

de nach Nummer 4.3.4 VwV-Regelungen abgesehen, da die Regelung 

offensichtlich erhebliche Auswirkungen auf die in der Anlage 2 zur VwV-

Regelungen genannten Zielbereiche nicht erwarten lässt.  

 

B. Einzelbegründung 

 

Die durch das Gesetz zur Reform des Notariats- und Grundbuchwesens 

in Baden-Württemberg vom 29. Juli 2010 beschlossene Grundbuchamts- 

und Notariatsreform ist die größte Strukturreform in der Geschichte der 

baden-württembergischen Justiz. Sie umfasst folgende Vorhaben:   

 

- die Überführung der überkommenen Strukturen des traditionell beam-

teten Notariats in die Regelform des Notariats zur hauptberuflichen 

Amtsausübung, 

 

- die Übertragung der Nachlass- und Teilungssachen und der Zustän-

digkeit für die besondere amtliche Verwahrung von Verfügungen von 

Todes wegen, im württembergischen Rechtsgebiet zusätzlich der res t-



lichen dort den Notariaten übertragenen Betreuungssachen, auf die 

Amtsgerichte und 

 

- die Überführung der 654 kommunalen und staatlichen Grundbuchäm-

ter in 13 neue Grundbuchabteilungen einzelner Amtsgerichte unter pa-

ralleler Einführung des elektronischen Grundbuchs und der elektron i-

schen Sachbearbeitung. 

 

Mit der Verlagerung der Aufgaben auf die Amtsgerichte ist ausnahmslos 

ein Arbeitsplatzwechsel verbunden. Hinzu kommen Arbeitsplatzwechsel, 

die durch den Wegfall von Aufgaben erforderlich werden. Insgesamt ist 

von der Grundbuchamts- und Notariatsreform etwa ein Fünftel der Mitar-

beiterinnen und Mitarbeiter der Justiz betroffen.  

 

Das neue Gesetz sieht vor, dass zur Abmilderung von besonderen Härte-

fällen (u.a. schwere Erkrankung, selbstgenutztes Wohneigentum) bei 

Versetzungen aus Anlass der Grundbuchamts- und Notariatsreform auf 

Antrag zeitlich befristet von der Zusage der Umzugskostenvergütung ab-

gesehen wird. Dies hat zur Folge, dass während einer Übergangszeit die 

Gewährung von Trennungsgeld noch nicht den Anforderungen unterliegt, 

die nach Zusage der Umzugskostenvergütung gestellt werden (uneinge-

schränkte Umzugswilligkeit, nachgewiesener Wohnungsmangel).  

 

Das Gesetz entspricht inhaltlich dem Gesetz über das Absehen von der 

Zusage der Umzugskostenvergütung in besonderen Härtefällen bei 

Schließung oder Änderung des Aufgabenbereiches von Einrichtungen 

des Justizvollzugs vom 3. Dezember 2013, mittels dem ebenfalls die Re-

gelungen in Artikel 6 des Polizeistrukturreformgesetzes vom 23. Juli 

2013 sowie die Regelungen im Sonderbehörden-Eingliederungsgesetz 

vom 12. Dezember 1994, dem Verwaltungsstruktur-Reformgesetz vom 

1. Juli 2004 und dem Verwaltungsstrukturreform-Weiterentwicklungs-

gesetz vom 14. Oktober 2008 aufgegriffen worden sind. Abweichend von 



diesen Regelungen wurde § 1 Nummer 1 Buchstabe b an die aktuelle 

Fassung des § 30 Bundesversorgungsgesetz angepasst.  


